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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Dr. Müiler-Hermann, Schröder 
(Wiiheiminenhof), Dreyer, Eigen und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/2922 - 


betr. Fischwirtschaft 


Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
hat mit Schreiben vom 2. Januar 1975 - 721-3910 - die Kleine 
Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Hat die Bundesregierung sidi bereits für ein Neubauprogramm 
für Frisdifisdifänger entschieden, und in welchem Umfang beab- 
sichtigt sie, das für die deutsche Hodiseefischerei notwendige 
Neubauprogramm zu unterstützen, um der deutsdien Hodisee- 
fisdierei ihre Existenz im internationalen Wettbewerb zu 
sichern? 


Nach den Ergebnissen einer Arbeitsgruppe, die im Bundesmini- 
sterium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten unter Betei- 
ligung von Fischereiwissenschaftlern und -praktikern gebildet 
wurde, wird das für die nächsten Jahre zu erwartende alters- 
bedingte Ausscheiden von Fischereifahrzeugen der Großen 
Hochseefischerei zu einer beträchtlichen Verringerung der 
Frischfischanlandungen führen. Bei der derzeitigen Kapazität 
tragen die Frischfischfänger mit jährlich etwa 100 000 t Frisch- 
fisch maßgeblich zur Versorgung des deutschen Marktes bei. 
Für eine etwaige Verringerung dieser Anlandungen wird kein 
voller Ausgleich geschaffen werden können. Weder sind von 
der Kleinen Hochsee- und Küstenfischerei wesentlich größere 
Anlandungen zu erwarten, noch dürfte es voraussichtlich mög- 
lich sein, die ausfallenden Mengen kontinuierlich durch noch 
stärkere Importe zu ersetzen. 

Wenn die Versorgung des deutschen Marktes mit Frischfisch 
als ernährungsphysiologisch wertvollem Nahrungsmittel in 
etwa dem bisherigen Umfang aufrecht erhalten werden soll, ist 
ein Ersatz für die ausscheidenden Fangkapazitäten erforderlich. 
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Neben der zur Versorgung des Marktes notwendigen Aufrecht- 
erhaltung einer eigenen Fangkapazität sprechen auch regional- 
wirtschaftliche Gründe für den Neubau von Frischfisch-Trawlern 
in den nächsten Jahren. 

Die Bundesregierung hat noch keine Entscheidung über eine 
finanzielle Unterstützung des Neubauprogramms der deutschen 
Hochseefischerei getroffen. Bei ihrer Entscheidung wird die 
Bundesregierung die o. g. Gesichtspunkte, die künftige see- 
rechtliche Entwicklung, die zu erwartende Rentabilität und die 
Belastung des Bundeshaushalts berücksichtigen. 


2. Wie ist der Stand der Verhandlungen der Bundesregierung mit 
der isländischen Regierung, und wie beurteilt die Bundesregie- 
rung die Möglichkeit, zu einem Fischereiabkommen zu gelangen, 
das der deutschen Hochseefischerei das Fischen in den Gewäs- 
sern um Island mittelfristig garantiert? 

Wie die Bundesregierung bereits in der Antwort zu der Münd- 
lichen Anfrage A 128 des Abgeordneten Dr. Müller-Hermann 
in der Fragestunde vom 5. Dezember 1974 ausgeführt hat 
(Drucksache 7/2857), hatten die deutsch-isländischen Verhand- 
lungen Ende Oktober d. J. zu einem von beiden Regierungen 
gebilligten Abkommensentwurf geführt. Der Auswärtige Aus- 
schuß des isländischen Parlaments hat diesen Entwurf jedoch 
verworfen. Die isländische Regierung hat bisher nicht mitgeteilt, 
aus welchen Gründen die Ablehnung erfolgt ist und wie sie sich 
eine Fortsetzung der Verhandlungen vorstellt. Die Bundesregie- 
rung ist auf diplomatischem Wege um eine Klärung und eine 
Wiederaufnahme der Verhandlungen auf der Basis des ausge- 
handelten Entwurfs bemüht; sie strebt nach wie vor eine für 
beide Seiten tragbare Regelung an. 

Zu den Möglichkeiten, mit Island ein Abkommen zu erreichen, 
das der deutschen Hochseefischerei mittelfristig Fangmöglich- 
keiten garantiert, kann die Bundesregierung zum gegenwär- 
tigen Zeitpunkt nach dem bisherigen Verhalten der isländischen 
Seite leider keine näheren Angaben machen. 


3. Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, innerhalb der Euro- 
päischen Gemeinschaft eine gemeinsame Haltung gegenüber der 
Isländischen Regierung zu vereinbaren, die im Widerspruch 
zum Urteil des Haager Gerichtshofes das Fischen innerhalb der 
12 bis 50 Seemeilenzone behindert, und gibt es eine Chance, 
das Löschen isländischer Fischdampfer in allen EG-Fischerei- 
häfen gemeinsamen Regeln zu unterwerfen? 


Die Bundesregierung hat die ständigen rechtswidrigen Behin- 
derungen deutscher Fischereifahrzeuge durch isländische 
Küstenwachboote, die in der gewaltsamen Aufbringung des 
Fischdampfers „Arcturus" und in der Verurteilung seines Kapi- 
täns und der Einziehung von Fang und Gerät gipfelten, im Rat 
der Europäischen Gemeinschaften am 10. Dezember 1974 zur 
Sprache gebracht. Der Rat ist hierauf übereingekommen, die zu- 
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ständigen Organe der Gemeinschaft mit einer weiteren Prü- 
fung zu beauftragen; diese werden dem Rat berichten. Ange- 
sichts der vielfältigen politischen und rechtlichen Implikationen 
bleibt das Ergebnis dieser Prüfung abzuwarten. 


4. Was hat die Bundesregierung bisher unternommen bzw. gedenkt 
sie zu unternehmen, um die Pläne der Norwegischen Regierung 
zu verhindern, trawlerfreie Zonen auf den norwegischen Fang- 
plätzen einzurichten und im Jahre 1975 die Fischereigrenze auf 
50 bzw. 200 Seemeilen auszuweiten? 

Der für Fragen des Seerechts zuständige norwegische Minister 
Evensen hat der Bundesregierung Mitte Oktober 1974 die 
Pläne der Norwegischen Regierung unterbreitet, auf wichtigen 
Fangplätzen vor der Küste Nordnorwegens sog. „trawlerfreie 
Zonen"' einzurichten. Bei Anwendung der vorgeschlagenen Re- 
gelungen würden der deutschen Hochseefischerei bedeutsame 
traditionelle Fangplätze - vor allem bei den Lofoten - gerade 
in der Hauptsaison verloren gehen. Bei seinem zweiten Besuch 
Ende November 1974 in Bonn erklärte sich Minister Evensen 
bereit, gewisse Abstriche von den norwegischen Forderungen 
zu machen. Da diese Konzessionen jedoch in erster Linie Ge- 
biete betrafen, die für die deutsche Fischerei von geringerem 
Interesse sind, war nach Auffassung der Bundesregierung noch 
keine Basis für einen annehmbaren Kompromiß gegeben. Für 
Anfang 1975 wurde eine neue Verhandlungsrunde in Oslo ver- 
einbart. 

Die Bundesregierung hofft, daß Einvernehmen über eine Rege- 
lung erzielt werden kann, die sowohl die Belange der norwegi- 
schen Küstenfischer als auch das deutsche Interesse an der Auf- 
rechterhaltung von Fangmöglichkeiten zur ausreichenden Ver- 
sorgung des Marktes angemessen berücksichtigt. Bei den Ver- 
handlungen steht die Bundesregierung in engem Kontakt mit 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften, die in 
gleicher Weise von dem norwegischen Vorhaben betroffen 
werden sowie mit den zuständigen Brüsseler Instanzen. 

Die Norwegische Regierung hat der Bundesregierung bisher 
nicht offiziell mitgeteilt, daß sie beabsichtigt, im Jahre 1975 
die Fischereigrenze auf 50 bzw. 200 sm auszuweiten. Die Bun- 
desregierung hat aber nie einen Hehl daraus gemacht, daß sie 
eine solche Maßnahme, jedenfalls nach geltendem Völkerrecht, 
für unzulässig hält. Nach der Bundesregierung bekanntgewor- 
denen Bekundungen norwegischer Regierungskreise geht die 
Bundesregierung davon aus, daß Norwegen keine einseitige 
Ausdehnung seiner Fischereizone vornehmen wird, ohne die 
betroffenen Staaten vorher darüber zu informieren und ggf. 
mit ihnen über die Aufrechterhaltung traditioneller Fischereien 
zu verhandeln. Die Bundesregierung wird sich bei solchen Ver- 
handlungen - wiederum in engem Kontakt mit den EG-Part- 
nern - für die Wahrung der deutschen Fischereiinteressen ein- 
setzen. 
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5. Ist der Bundesregierung bekannt, daß rund 18 000 Arbeitsplätze 
in den deutschen Fisdiereihäfen und mindestens die gleiche An- 
zahl von Stellen in mittelbar betroffenen Zuliefer- und Dienst- 
leistungsbetrieben von dem Ergebnis der Verhandlungen der 
Bundesregierung mit Island und Norwegen sowie der politischen 
Entscheidung für ein Frischfischdampferneubauprogramm abhän- 
gen? 

Die genannte Zahl von 18 000 Arbeitsplätzen bezieht sich offen- 
sichtlich auf die Gesamtzahl der in den fischwirtschaftlichen 
Zentren an der Küste beschäftigten Personen (Hochsee- und 
Kutterfischerei, Fischhandel, Fischverarbeitung). Allein in der 
Großen Hochseefischerei sind etwa 4000 Personen tätig; mehr 
als die Hälfte hiervon ist dem Frostfischbereich zuzurechnen. 
Die Aufträge der Fischwirtschaft sichern auch in anderen Wirt- 
schaftsbereichen und auch außerhalb der Küstenregionen eine 
große Zahl von Arbeitsplätzen; das gleiche gilt für den Absatz 
der Erzeugnisse der Fischwirtschaft bis hin zum Verbraucher. 

Wie sich aus den Antworten auf die vorstehenden Fragen er- 
gibt, ist die Bundesregierung bemüht, durch Aufrechterhaltung 
von Fangmöglichkeiten den notwendigen Beitrag der deutschen 
Seefischerei zur Versorgung des Frischfischmarktes sicherzustel- 
len und damit gleichzeitig eine entsprechende Auslastung der 
Seefischmärkte, der Landeinrichtungen der Reedereien und der 
vorhandenen Kapazitäten in der Fischindustrie und im gesamten 
Distributionssystem zu ermöglichen. 
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